
seine Beurteilung der tatsächlichen Feststellungen des 
Urteils dienen kann. .
Das über die Hauptverhandlung vor dem Stadtbezirks
gericht angefertigte Protokoll wird diesen Anforde
rungen nicht gerecht; es ist zum großen Teil unleser
lich geschrieben. Die Kritik des Stadtgerichts an der 
Arbeitsweise des Stadtbezirksgerichts ist insoweit be
rechtigt. Die daraus gezogene Schlußfolgerung des 
Stadtgerichts widerspricht jedoch dem Gesetz. Ein über 
die erstinstanzliche Hauptverhandlung geführtes Pro
tokoll, das in einem solchen Umfang unleserlich ist, 
daß es dem höheren Gericht nicht als Grundlage seiner 
Entscheidung dienen kann, darf nicht zur Aufhebung 
eines Urteils — als einer möglichen Form der Entschei
dung über das Rechtsmittel — führen. Die Verfahrens
weise des Stadtgerichts widerspricht auch dem Prinzip 
einer rationellen Verfahrensdurchtührung als Aus
druck des dem sozialistischen Strafprozeßrecht imma
nenten Bestrebens, die einer Straftat beschuldigten 
Bürger nicht länger als unbedingt erforderlich den mit 
der Durchführung eines Strafverfahrens notwendiger
weise verbundenen Belastungen auszusetzen.
Das Stadtgericht hätte, um die Voraussetzungen für 
die Überprüfung der tatsächlichen Feststellungen des 
Urteils des Stadtbezirksgerichts zu schaffen, eine durch 
den Protokollführer anzufertigende Leseabschrift des 
Hauptverhandlungsprotokolls beiziehen und zum Be
standteil der Akten machen müssen.
ES handelt sich hierbei weder um eine Ergänzung noch 
um eine Berichtigung des Protokolls, die nur durch 
Beschluß des Gerichts vorgenommen werden darf, 
sondern — ebenso wie die Übertragung eines, im Steno
gramm aufgenommenen Protokolls in Lang- oder 
Maschinenschrift — um eine die Lesbarkeit des Proto
kolls gewährleistende Veränderung der äußeren Form 
ohne Veränderung des Inhalts. Eine solche Abschrift 
besitzt die gleiche Beweiskraft wie das Originalproto
koll. Sie kann somit ebenso wie dieses Grundlage der 
Beurteilung der tatsächlichen Feststellungen des Urteils 
durch das höhere Gericht sein (§ 254 Abs. 2 StPO).
Dies hat das Stadtgericht nicht erkannt und deshalb 
fehlerhaft die Sache an das Stadtbezirksgericht zu
rückverwiesen.

§§ 196 Abs. 3, 62 Abs. 3 StGB.
Bei der Prüfung der Frage, ob ein schwerer Fall nach 
§ 196 Abs. 3 StGB vorliegt oder ob von der Anwendung 
dieser strafverschärfenden Bestimmung gemäß § 62 
Abs. 3 StGB abzusehen 'ist, sind nur tatbezogene Um
stände zu würdigen.
Solche Umstände können gegeben sein, wenn der Ge
schädigte den schweren Verkehrsunfall dadurch mit
verursacht hat, daß er dem Täter sein eigenes Fahr
zeug zur Verfügung stellte und mitfuhr, obwohl er 
wußte, daß der Täter infolge Trunkenheit in seiner 
Fahrtfichtigkeit beeinträchtigt war.

. BG Karl-Marx-Stadt, Urt. vom 30. März 1970 - 3 BSB 
61/70.

Am 14, November 1969 trank der Angeklagte in den 
Nachmittagsstunden drei Flaschen Bockbier und drei 
Glas Schnaps. Danach traf er die in diesem Verfahren 
■wegen Beihilfe zur Verkehrsgefährdung durch Trunken
heit bereits rechtskräftig Mitverurteilte Sch. Gegen 
20.15 Uhr ließ sie den Angeklagten am Führersitz ihres 
eigenen Pkw Platz nehmen, und beide fuhren nach 
Greiz. Hier tranken sie gemeinsam eine halbe Flasche 
Wein und eine Flasche Schaumwein. Gegen 23 Uhr 
fuhr der Angeklagte mit dem Pkw zurück nach P. Ob
wohl sich bei ihm sichtliche Zeichen einer Alkohol
beeinflussung bemerkbar machten, indem er mit dem

Fahrzeug des öfteren etwas nach rechts abkam, sg};zte 
er die Fahrt fort. In einer Rechtskurve, die er zu spät 
erkannte, geriet er mit dem Fahrzeug ins Schleudern, 
prallte damit gegen einen Baum und rollte die Bö
schung hinab.
Durch den Unfall erlitt die Geschädigte Sch. erheb
liche Schnittwunden im Gesicht und eine Verletzung, 
durch die sie auf dem linken Auge das Sehvermögen 
verlor.
Die nach dem Unfall durchgeführte Blutuntersuchung 
ergab bei dem Angeklagten eine Alkoholkönzentration 
von 2,15 Promille. Auf Grund dieses Sachverhalts ver
urteilte das Kreisgericht den Angeklagten wegen fahr
lässiger Herbeiführung eines schweren Verkehrsunfalls 
in Tateinheit mit Verkehrsgefährdung durch Trunken
heit (Vergehen gemäß §§ 196 Abs. 1- und 3 Ziff. 2, 200 
Abs. 1, 63 Abs. 2 StGB).
Gegen dieses Urteil hat der Angeklagte Berufung ein
gelegt, die Erfolg hätte.

Aus den G r ü n d e n :
Das Kreisgericht hat den Sachverhalt ausreichend auf
geklärt und diesen richtig festgestellt. Auch die recht
lichen Darlegungen über dig Verkehrsgefährdung 
durch Trunkenheit (§ 200 Abs. 1 StGB) in Tateinheit 
mit fahrlässiger Herbeiführung eines schweren Ver
kehrsunfalls (§§ 196 Abs. 1, 7 StGB) sind nicht zu be
anstanden. Soweit das Kreisgericht den Angeklagten 
jedoch wegen dieses schweren Verkehrsunfalls nach 
§ 196 Abs. 3 StGB zur Verantwortung gezogen hat, hat 
es nicht ausreichend geprüft, ob der Angeklagte diesen 
straferschwerenden Tatbestand erfüllt hat.
Grundsätzlich ist davon auszugehen, daß eine Rück
sichtslosigkeit i. S. des § 196 Abs. 3 StGB vorliegt, wenn 
der Täter in seiner Fahrtüchtigkeit infolge Alkohol
genusses erheblich beeinträchtigt ist, trotzdem ein 
Fahrzeug führt und dabei einen schweren Verkehrs- 
unfäll herbeigeführt hat. Dieser Grundsatz, der in den 
Entscheidungen des Obersten Gerichts vom 22. April 
1969 - 3 Zst 7/69 - (NJ 1969 S.407) und vom 22. Mai 
1969 — 3Zst 10/69 — (NJ 1969 S. 474) zum Ausdruck 
kommt, entbindet das Gericht aber nicht von einer 
eigenverantwortlichen Prüfung, ob im konkreten Falle 
Umstände vorliegen, durch die sich unter Beachtung 
des § 62 Abs. 3 StGB die Schwere der Tat nicht erhöht 
hat und deshalb ein schwerer Fall i. S. des § 196 Abs. 3 
StGB nicht vorliegt.
Solche Tatumstände sind im vorliegenden Fall in dem 
Verhalten der Geschädigten zu sehen. Die Geschädigte 
wußte, daß der Angeklagte unter erheblicher Alkohol
einwirkung stand. Trotzdem hat sie ihm ihr eigenes 
Fahrzeug zum Führen anvertraut und ist selbst mit
gefahren. Durch dieses Verhalten hat sie ihm über
haupt erst die Möglichkeit gegeben, im Straßenverkehr 
zu fahren und den schweren Verkehrsunfall herbei
zuführen. Damit hat sie die erhebliche Gesundheits- 
Schädigung, die die Verurteilung des Angeklagten nach 
§ 196 Abs. 1 StGB erforderlich macht, selbst wesentlich 
mit verursacht. Aus diesem Grunde kann die Tatsache, 
daß der Angeklagte unter starker Alkoholeinwirkung 
stehend im Straßenverkehr ein Fahrzeug führte und 
dabei einen Verkehrsunfall verursachte, der eine er
hebliche Gesundheitsschädigung eines anderen Men
schen herbeiführte, nicht als straferschwerender Um
stand i. S. des § 196 Abs. 3 Ziff. 2 StGB bewertet wer
den. Durch das dargelegte Verhalten der Geschädigten 
hat sich die Schwere der Tat des Angeklagten nicht 
erhöht (§ 62 Abs. 3 StGB). Er ist deshalb nicht nach 
Abs. 3, sondern nach Abs. 2 des § 196 StGB zur Verant
wortung zu ziehen • У
Soweit in der Berufung die Auffassung vertreten 
wurde, daß sich auch auf Grund des Vorlebens und des 
Verhaltens des Angeklagten nach der Tat die Schwere
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